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Tätigkeitsausschluss von einschlägig vorbestraften Personen  
§ 72a SGB VIII konkretisiert diesen Schutzauftrag, indem einschlägig vorbestrafte 
Personen von Tätigkeiten in der Kinder- und Jugendhilfe ausgeschlossen werden. Als 
dort tätige Person gilt, wer Kinder oder Jugendliche beaufsichtigt, betreut, erzieht oder 
ausbildet oder einen ver-gleichbaren Kontakt hat. Die Umsetzung eines 
Tätigkeitsausschlusses obliegt dem jeweiligen freien Träger.  
Der freie Träger stellt sicher, dass in seinem Verantwortungsbereich keine haupt-, 
neben- oder ehrenamtlichen Personen tätig sind oder werden, die wegen einer der 
folgenden in § 72a Abs. 1 Satz 1 SGB VIII in jeweils geltender Fassung aufgelisteten 
Straftaten nach dem Strafgesetzbuch (StGB) verurteilt worden sind.  
Dazu gehören:  
1.  § 171 StGB: Verletzung der Fürsorge- oder Erziehungspflicht  
2.  § 174 StGB: Sexueller Missbrauch von Schutzbefohlenen  
3.  § 174a StGB: Sexueller Missbrauch von Gefangenen, behördlich Verwahrten oder 

Kranken und Hilfsbedürftigen in Einrichtungen  
4. §174b StGB: Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung einer Amtsstellung  
5.  §174c StGB: Sexueller Missbrauch unter Ausnutzung eines Beratungs-, 

Behandlungs-, oder Betreuungsverhältnisses  
6.  § 176 StGB: Sexueller Missbrauch von Kindern  
7.  § 177 StGB: Sexuelle Nötigung, Vergewaltigung  
8.  § 178 StGB: Sexuelle Nötigung, Vergewaltigung mit Todesfolge  
9.  § 179 StGB: Sexueller Missbrauch widerstandsunfähiger Personen  
10. § 180 StGB: Förderung sexueller Handlungen Minderjähriger  
11. § 180a StGB: Ausbeutung von Prostituierten  
12. § 181a StGB: Zuhälterei  
13. § 182 StGB: Sexueller Missbrauch von Jugendlichen  
14. § 183 StGB: Exhibitionistische Handlungen  
15. § 183a StGB: Erregung öffentlichen Ärgernisses  
16. § 184 StGB: Verbreitung pornographischer Schriften  
17. § 184a StGB: Verbreitung gewalt- oder tierpornographischer Schriften  
18. § 184b StGB: Verbreitung, Erwerb und Besitz von kinderpornographischen 

Schriften  
19. § 184c StGB: Verbreitung, Erwerb und Besitz von jugendpornographischen 

Schriften  
20. § 184d StGB: Verbreitung pornographischer Darstellungen durch Rundfunk-, Me-

dien- oder Teledienste  
21. § 184e StGB: Veranstaltung und Besuch kinder- und jugendpornographischer 

Darbietungen  
22. § 184f StGB: Ausübung der verbotenen Prostitution  
23. § 184g StGB: Jugendgefährdende Prostitution  
24. § 225 StGB: Misshandlung von Schutzbefohlenen  
25. § 232 StGB: Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung  
26. § 233 StGB: Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung der Arbeitskraft  
27. § 233a StGB: Förderung des Menschenhandels  
28. § 234 StGB: Menschenraub  
29. § 235 StGB: Entziehung Minderjähriger  
30. § 236 StGB: Kinderhandel  
Der freie Träger gewährleistet den Tätigkeitsausschluss durch Einsichtnahme in das 
erweiterte Führungszeugnis gem. §§ 30 Abs. 5 und 30a Abs. 1 BZRG unmittelbar vor 
Aufnahme der Tätigkeit oder, bei bereits bestehenden Beschäftigungsverhältnissen, 
spätestens drei Monate nach diesem Vereinbarungsabschluss. Das erweiterte 
Führungszeugnis muss beim zuständigen Einwohnermeldeamt beantragt werden. Für 
eine Übergangszeit oder sich kurzfristig ergebende Tätigkeiten, gilt der zu 
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unterschreibende Ehrenkodex als eine persönliche Verpflichtungserklärung des 
Beschäftigten über seine Unbedenklichkeit, bis das Führungszeugnis vorliegt.  
Das erweiterte Führungszeugnis darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als drei 
Monate sein.  
Der freie Träger verpflichtet sich weiter, von Beschäftigten im Fünf-Jahres-Rhythmus 
eine aktuelle Vorlage zu verlangen. Bei Anhaltspunkten auf den Verdacht einer Straftat, 
ist unverzüglich ein aktuelles Führungszeugnis vorzulegen. Personen unter 14 Jahren 
sind von der Vorlage des Führungszeugnisses ausgenommen. 


